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Hier der 1. Teil: Die juristische Antithese von
Frau Beate Bahner, Heidelberg
In den Kommentaren zu „Dürfen die das?“ fragt Martin Müller heute
(9.4.):
„Welcher der inzwischen 80 Kommentare setzt sich auch nur mit einem
einzigen Argument von Herrn Lex auseinander?“
Die Antwort kommt postwendend 3 Minuten später von Klaus Degenhard mit
dem Link zu Frau Rechtsanwältin Bahner, die den Shutdown als
„verfassungswidrig“ und als den „größten Rechtsskandal, den die BRD je
erlebt hat „ bezeichnet.
http://beatebahner.de/lib.medien/Beate%20Bahner%20Eilantrag%20Bundesverf
assungsgericht.pdf
Da der Link gesperrt ist und die Staatsanwaltschaft gegen Frau Bahner
vorgeht, am Ende die gespeicherte Datei:.beate-bahner-shutdown-
verfassungwidrig.pdf

Für all die, die die 19 Seiten von
Frau Bahner aus zeitlichen Gründen
nicht lesen können, hier eine kurze

Zusammenfassung.
Wer ist diese Frau Bahner : Frau Bahner ist Juristin und Fachanwältin
für  Medizinrecht. Sie kommt – kurz gesagt und nicht überraschend – zu
einer völlig anderen juristischen Sichtweise als Herr Lex:

Auch Frau Bahner stellt sich die Frage „dürfen
die das ?“
Die persönlichen Einschränkungen bezogen auf die freiheitliche
Grundordnung, in der wir so gerne leben, wurden von den Bundesländern
und der Bundesregierung veranlasst. 11 Millionen Menschen in Baden-
Württemberg und 83 Millionen in der BRD werden fast aller Grund- und
Freiheitsrechte beraubt. Zu weiteren Zahlen-Vergleiche aus
wissenschaftlicher Sicht werde ich im Teil 2 genau Stellung nehmen.
Frau Bahner betrachtet als erstes über ihr Bundesland Baden-Württemberg
(BW). Sie durchleuchtet die Begründung für den Erlass der Corona-
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Verordnung, die auf die Regelungen des § 28 Abs. 1 S.1 und 2 sowie den
§§ 31 und 32 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) verweist. Sie
kritisiert den Innenminister von BW, Herrn Strobel (CDU), der zur
Denunziation der Unwilligen aufgerufen hat, obwohl 11 Millionen Menschen
in B-W und 83 Millionen Menschen in der BRD gesund seien. Seit über 2
Wochen tragen wir alle diese Einschränkungen bis hin zu den Kontakt-
Verboten mit unseren kranken und gesunden Alten. Wir Deutschen sind eben
diszpliniert und nicht zu Revolutionen fähig. Dazu fällt mir nur der dem
Kaiser Napoleon Bonaparte zugeschrieben Spruch über die Deutschen ein:

Dann fragt Frau Bahner sich, ob wir denn wirklich verpflichtet sind,
diese „unglaublichen Verbote“ hinzunehmen? Sie kommt zu dem Ergebnis,
dass sie die Verordnungen nicht nur für „eklatant verfassungswidrig“
einstuft, sondern sie sieht die Gefahr, dass unsere Grundrechte und
unser Grundgesetz und unsere freiheitliche demokratische Grundordnung in
nur wenigen Wochen „profund und endgültig vernichtet werden“.
Sie ist nicht die Erste, die zu diesem Ergebnis kommt. (Anmerkung der
Redaktion: Inzwischen sind lt. Süddeutsche Zeitung fast 80 Klagen gegen
diese Einschränkungen anhängig)

Beschränkung fast aller Grund- und
Freiheitsrechte der Bürger
In vielem Gesprächen in meinem beruflich bedingten Bekanntenkreis muss
ich immer wieder feststellen, dass das Grundgesetz (GG) im Volke
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inhaltlich weitestgehend unbekannt ist. Es lohnt sich m.E. diesen Anlass
zu nutzen, und sich mal mit dem GG zu beschäftigen. In den Art. 1 – 20
sind unsere Grundrechte verankert, die nur unter ganz genau definierten
Bedingungen durch Gesetze eingeschränkt werden dürfen, wobei
insbesondere das Zitiergebot Art. 19 beachtet werden muss.
Dies ist wird schon länger in der BRD nicht immer eingehalten.
Eingeschränkt werden nach Frau Bahner die Art 1, 2, 4, 8, 9, 12 GG. Das
ist eine ganze Menge. Da das Infektionsschutzgesetz (IfSG) in seiner
Neufassung vom 27.3.2020 keine Landesregierung berechtige, solche
fundamentalen Beschränkungen auszusprechen, sind alle Corona-
Verordnungen außer Kraft zu setzen. Das IfSG stamme aus dem Jahre 2000
und habe sich bewährt. Zu einer Änderung gebe es keine Veranlassung. Die
Grippe-Saison 2017/2018 hatte mit ca. 25.000 Toten eine viel höhere
Todesanzahl, als die, die Experten mit Corona diesmal erwarten (heutiger
Stand nach JHU ): Ca. 113.300 Infizierte (nicht Kranke) und ca. 2.349
Tote. Da haben wir also noch 22.751 „gut“. Das sind kumuliert 0,136 %
Infizierte und 0,0028 % vermutete Corona-Tote. Die Änderungen im IfSG
sind zeitnah verfassungsrechtlich zu überprüfen. Die Frage hier ist nur,
ob das BVerfG solche Klagen annimmt. Dazu ist es nicht verpflichtet und
Sachen, die die Regierung in die Bredouille bringen könnte oder gar das
BVerfG, werden einfach nicht zugelassen. So einfach ist dies in unserer
Demokratie.

Zitat zum Sinn und Zweck des IfSG:
„Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, übertragbaren Krankheiten
beim Menschen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre
Weiterverbreitung zu verhindern,    § 1 Abs. 1 IfSG. Hierfür müssen
Behörden des Bundes, der Länder und der Kommunen, Ärzte, Tierärzte,
Krankenhäuser, wissenschaftliche Einrichtungen sowie sonstige Beteiligte
entsprechend dem jeweiligen Stand der medizinischen und
epidemiologischen Wissenschaft zusammenarbeiten, § 1 Abs. 2 IfSG.
Das Robert Koch-Institut (RKI) ist die hierfür zuständige nationale
Behörde. Sie ist zuständig für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten
und für die frühzeitige Erkennung und Verhinderung der Weiterverbreitung
von Infektionen. Das RKI ist hierbei zur Entwicklung und Durchführung
epidemiologischer und laborgestützter Analysen sowie zur Forschung zu
Ursache, Diagnostik und Prävention übertragbarer Krankheiten
verpflichtet, § 4 Abs. 1 IfSG. Das RKI arbeitet hierfür mit den jeweils
zuständigen Bundesbehörden, den zuständigen Landesbehörden, den
nationalen Referenzzentren, weiteren wissenschaftlichen Einrichtungen
und Fachgesellschaften zusammen, § 4 Abs. 1 S. 2 IfSG. „
Nach Frau Bahner findet sich trotz der kürzlichen Änderungen das Corona-
Virus SARS-CoV-2 nicht im IfSG.Merkwürdig.
Weiter:
„Das Infektionsschutzgesetz berechtigt nach einer entsprechenden
Feststellung der Gesundheitsämter sodann zu folgenden Schutzmaßnahmen:
– Anordnung von Ausgeh- und Betretungsverboten, § 28 Abs. 1 IfSG
– Anordnung einer Beobachtung, § 29 IfSG



– Anordnung von Quarantäne – allerdings nur bei Verdacht auf Lungenpest
oder hämorrhagischem Fieber, § 30 Abs. 1 IfSG.
– Anordnung von beruflichen Tätigkeitsverboten, § 31 IfSG.  

Zu den Anordnungen: 
Der ganz entscheidende Aspekt des Infektionsschutzgesetzes ist, dass 
diese Schutzmaßnahmen nur gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen,
Ansteckungs-verdächtigen oder Ausscheidern ergehen dürfen, § 28 Abs. 1
S. 1 IfSG. Sie dürfen ferner nur ergehen, solange es zur Verhinderung
der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist, § 28 Abs. 1
S. 1 IfSG.
Maßnahmen gegen Gesunde dürfen nur ausnahmsweise angeordnet werden.
Sehr interessant ist, dass die Ausgeh- und Betretungsverbote des Landes
BW nicht nur gegen das IfSG verstoßen, sondern auch gegen die
Masernentscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 3 C 16.11),
nach dem ein Schulbetretungsverbot gegenüber gesunden gegen Masern
ungeeimpften Schülern rechtswidrig ist.
Frau Bahner hält die landesweite Schließung von Einrichtungen und
Geschäften für rechtswidrig, da hier , wie beim Einkaufen in
Lebensmittelgeschäften keine Ansteckung gegeben sei. Dafür gebe es keine
Rechtsnorm. „Tätigkeitsverbote sind nur gegenüber Kranken,
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern
zulässig.“ Hier vermute ich einfach, dass die Regierung jeden, der nicht
getestet ist, in diesen Kreis einordnet. Frau Bahner dazu : „Zulässig
ist diese sehr gravierende Maßnahme jedoch grundsätzlich nur gegenüber
Personen, die als Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsdächtige
oder Ausscheider konkret festgestellt wurden, §§ 28 Abs. 1, 31 und § 34
IfSG. Sind Ladeninhaber also nachweislich nicht infiziert oder
gefährdet, dann darf ihnen gegenüber auch kein Tätigkeitsverbot
ausgesprochen werden.“
Bliebe juristisch zu klären, ob man alle, die nicht getestet wurden,
verdächtig sind. Hier greift dann die Unzuverlässigkeit des nicht
validierten Tests, den Herr Drosten in 3 Tagen entwickelt hat und sich
von der WHO hat genehmigen lassen. Ca. 50 % falsch positive Ergebnisse
machen eine begründete Entscheidung schwierig.
Unter 3.5 stellt dann Frau Bahner fest, dass die Schließung aller
Einzelhandelsgeschäfte ein schwerer Eingriff in die Berufsfreiheit
darstelle (Art 12 GG).
Interessant ist dann die Feststellung, dass das IfSG den Staat und die
zuständigen Behörden gerade bei Epidemien ausdrücklich dazu
verpflichtet, die Eigenverantwortung des Einzelnen zu verdeutlichen und
zu fördern, § 1 Abs. 2 IfSG.
Die Übertragung der Viren erfolgt nach RKI über Tröpfchen z.B. beim
Nießen direkt auf die Schleimhäute des Gegenüber. Prof. Streeck konnte
in der bisher einzigartigen Untersuchung in Heinsberg eine Kontamination
durch kontaminierte Oberflächen nicht feststellen. Abstandhalten und
Händewaschen reiche nach Ansicht der Experten zum Schutz aus.
Unter Punkt 4.3 greift dann Frau Bahner die Frage der



Herdenimmunisierung auf, die zum Schutz der Bevölkerung notwendig ist.
Diese Entscheidung liege beim Bürger und nicht bei der Regierung.
Niemals zuvor in der Weltgeschichte seien zur Bekämpfung von Seuchen
99,9 % der gesunden Bevölkerung mit Ausgeh- und Betretungsverboten
belegt und (fast) sämtliche Geschäfte geschlossen worden. Die Frage
müsse erlaubt sein, warum die Regierung  zu existenzvernichtenden
Maßnahmen greift..
Mit diesen Maßnahmen, deren Auswirkungen vermutlich keiner von uns
überblicken kann, verstoßen die Regierungen (Bund und Länder) gegen das
Grundgesetz und damit gegen die verfassungsmäßige Ordnung der BRD. Für
Gesunde können die ganzen Verbote nicht gelten.
Frau Bahner stellt dann noch diverse Straftatbestände bei Regierung und
Polizei fest, da man Gesunde nicht bestrafen könne: Verfolgung
Unschuldiger, Nötigung etc. Die Frage hier ist dann allerdings, muss ich
beweisen, dass ich gesund bin, oder muss die Polizei beweisen, dass ich
krank bin? Und das Ganze auf der Basis eines nicht validierten Tests.
Die Chancen ohne Bestrafung durchzukommen sind dann 50:50. Bei solch
eine mangelnden Güte sind wir dann beim Niveau des Aidstests angekommen,
man testet solange, bis der Test mehr oder weniger zufällig positiv ist?
Oder mit bestimmten Symptomen übereinstimmt? Nur dumm, dass die Mehrzahl
der Symptome auch von einem grippalen Infekt stammen können. Der PCR-
Test von Drosten findet dann u.U einen Abschnitt eines anderen Corona-
Virus? Dann steh ich blöd da. Damit kommen wir dann zu Fragen, mit denen
ich mich im Teil 2 beschäftigen will, der m.E. eine wichtige Grundlage
für juristische und wirtschaftliche Folgerungen sein müsste.
Ergebnis: Die juristische Betrachtung der Fachanwältin für Medizinrecht,
Frau Bahner, beantwortet eine Reihe von Fragen zu den Einschränkungen
unserer Grundrechte und unserer Freiheit anders als die Bundes- und
Länderregierungen. Sie sieht eklatante Verstöße gegen das Grundgesetz,
die als Basisnorm gelten sollte. Das Vorgehen von Frau Bahner verdient
m.E. größten Respekt, da sie mutig – ohne Zukunftsängste – aus Ihrer
Sicht die rechtliche Lage ehrlich beurteilt. Anmerkungen in den
Kommentaren von Juristen-Kollegen, ob die Dame das Staatsexamen im Lotto
gewonnen habe, halte ich für nicht für angemessen. Ich befürchte
allerdings, dass auch der Mainstream über sie herfallen wird, wie über
Herrn H.G. Maaßen. Allein dieser Fall zeigt, dass Art. 5 GG in der BRD
nicht geachtet wird. Man wird sehen, was man mit Frau Bahner anstellen
wird.
Einfach sind alle diese Fragen nicht zu beantworten und eine
Verhältnismäßigkeit der Anordnungen wird man wohl nur feststellen
können, wenn man die Faktenlage der Virus-Forschung überblickt. Seit den
verordneten Einschränkungen hat sich die Faktenlage m.E. nur wenig, in
manchen Punkten aber doch entscheidend  verändert. Mein Eindruck ist,
wir stochern noch ganz schön im Nebel herum.
Bedauerlich ist mal wieder die Rolle der Mainstream-Medien, die Angst-
und Panikmache verbreiten und damit sicher viel Unheil anrichten. Die
öffentlich rechtlichen Sender nähern sich immer mehr der DDR-Propaganda
an, allerdings viel subtiler. Sie stützen damit die Interessen der
Regierung, wie ein Geheimpapier des Innenministeriums (Anmerkung der



Redaktion: Inzwischen stark als von zweifelhafter Herkunft
angezweifelt). Darüber durfte in der Bundes-Pressekonferenz nicht
gesprochen werden, weil es sich um eine  Verschlusssache handelt. Man
kann dem Souverän eben nicht alles zumuten, sondern muss ihn gängeln.
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